
Stadt Troisdorf 

Der Bürgermeister 
Az: I/61 - SNS 

 
 

Datum: 12.10.2022 

Vorlage, DS-Nr. 2022/0970  öffentlich  
   
 

Beratungsfolge Sitzung am: Ja Nein Enth. 

Ausschuss für Stadtentwicklung und 

Denkmalschutz 

03.11.2022    

Rat 29.11.2022    

 

 
Betreff: Bebauungsplan T31, 13. Änderung, Stadtteil Friedrich-Wilhelms-Hütte, 

Bereich zwischen Nahestraße im Übergang zur Bonhoefferstraße und 
Mendener Straße, Ecke Garagenhof Im Grotten (Erweiterung 
Wohnbebauung) im beschleunigten Verfahren 

hier: Behandlung der Stellungnahmen und Satzungsbeschluss gem. § 3 
(2) u. § 10 (1) i.V.m. § 13a BauGB 

 
Beschlussentwurf: 

 

Der Rat stellt vor Behandlung der Stellungnahmen fest, dass eine Einzelabstimmung 
über die Beschlussentwürfe beantragt / nicht beantragt wird. (nicht Zutreffendes bitte 
streichen!)  

 

I. Behandlung der Stellungnahmen 
 

A) Frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 
 

A 1) Stellungnahmen Behörden und Träger öffentlicher Belange 
Der Rat der Stadt Troisdorf nimmt zur Kenntnis, dass der Bebauungsplan im 

beschleunigten Verfahren geändert worden ist und während der frühzeitigen 
Beteiligung an der Planung nachfolgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher 

Belange eine Stellungnahme abgegeben haben, über die zu entscheiden ist.  
 
 

A 1.1) RSAG AöR, Pleiser Hecke 4, 53721 Siegburg 
hier: Schreiben vom 19.10.2021 
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Beschlussentwurf zu A 1.1: 

 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 19.10.2021 

eingegangene Stellungnahme A 1.1 wie folgt zu entscheiden: 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
 
 

A 1.2) Stadtwerke Troisdorf GmbH, Poststr. 105, 53480 Troisdorf 
hier: Schreiben vom 20.10.2021 

 

 
 
Beschlussentwurf zu A 1.2: 

 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 20.10.2021 

eingegangene Stellungnahme A 1.2 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Berücksichtigung ist nicht 

notwendig, da die Versorgungsleitungen ausschließlich innerhalb der bestehenden 
Stichstraße liegen. Diese ist im Bebauungsplan als öffentliche Verkehrsfläche 

festgesetzt. Die zusätzliche Eintragung von Geh-, Fahr- und Leitungsrechten ist 
somit nicht erforderlich. 
 

 
A 1.3) Vodafone GmbH/Unitymedia, D2 Park 5, 40878 Ratingen 

hier: Schreiben vom 11.11.2021 

 

 
 

Beschlussentwurf zu A 1.3: 

 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 11.11.2021 

eingegangene Stellungnahme A 1.3 wie folgt zu entscheiden: 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
 
 

A 1.4) Rhein-Sieg-Kreis, Fachbereich 01.3/ Frau Steeger, Kaiser-Wilhelm-Platz 1,  
53721 Siegburg 

hier: Schreiben vom 11.11.2021 
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Beschlussentwurf zu A 1.4: 

 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 11.11.2021 

eingegangene Stellungnahme A 1.4 wie folgt zu entscheiden: 
 
Altlasten 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
In einem Baugrundgutachten wurde in einer der Bohrproben ein leicht erhöhter Anteil 

an Blei festgestellt. Die festgestellte Menge lässt sich gemäß LAGA M 20 dem Wert 
Z1.1 zuordnen. Diese Einstufung bedeutet, dass ein offener Einbau des Bodens 

eingeschränkt möglich ist. Der Boden muss nicht ausgetauscht werden. Bei der 
Bauausführung ist sicherzustellen, dass das belastete Bodenmaterial nicht zur 
Abdeckung an der Oberfläche verwendet wird, um eine Gefährdung für den 

Menschen auszuschließen. Als Füllmaterial ist der Boden jedoch verwendbar. Dies 
wird als Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen. 

 
Natur-, Landschafts- und Artenschutz 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 

Die durchgeführte Artenschutzprüfung (ASP) hat ergeben, dass als Ausgleich für die 
durch die Baumaßnahmen wegfallenden Gehölzstrukturen, die als potentielle 

Fortpflanzungsstätten für Bluthänfling und Girlitz fungieren, die Entwicklung einer 
freiwachsenden Hecke aus vorzugsweise bedornten Heckensträuchern auf einer 
mindestens 30 m² großen Fläche im Plangebiet erforderlich ist. Die Heckenpflanzung 

wird im Bebauungsplan entsprechend festgesetzt. Unter Berücksichtigung dieser 
Ausgleichsmaßnahme und der Einhaltung des gesetzlichen Rodungsverbots werden 
durch die Umsetzung der Bebauungsplanänderung keine Verbotstatbestände gemäß 

§ 44 Abs. 1 BNatSchG ausgelöst. 
 

Im Bebauungsplan wird ein Hinweis zu tier- und pflanzenfreundlichen Beleuchtungen 
aufgenommen. 
 

Klimaschutz 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 

Mit dem Stadtteilpark Friedrich-Wilhelms-Hütte, der nördlich der Lahnstraße in 
fußläufiger Entfernung liegt, ist eine attraktive Naherholungsfläche in unmittelbarer 
Umgebung vorhanden. Durch die offene Bauweise sowie die Ausrichtung der 

bestehenden Mehrfamilienhäuser im direkten Umfeld des Plangebiets bestehen 
zwischen der Bebauung relativ breite, unbebaute Korridore, die zu einer Durchlüftung 

des Wohngebiets führen. Die Änderung des Bebauungsplans setzt die bestehende 
Bebauungsstruktur fort, indem ein parallel zur Bestandsbebauung angeordnetes 
Baufeld festgesetzt wird. 

 
Es wird festgesetzt, dass nicht überbaute und nicht befestigte Grundstücksflächen 

gärtnerisch zu gestalten und dauerhaft als Grünflächen zu unterhalten sind. 
Außerdem wird entlang der südlichen Baugebietsgrenze eine mindestens 1,0 m 
breite, 1,5 m hohe und mind. 58 m lange, freiwachsende Hecke festgesetzt Zudem 

werden Stein- bzw. Schottergärten ausgeschlossen. Die Errichtung einer Tiefgarage 
für die geplanten 15 Stellplätze ist unverhältnismäßig. Die Anzahl der Stellplätze und 

damit auch die dazu erforderliche Flächenversiegelung wurden auf das notwendige 
Minimum reduziert. Das Gebäude ist gemäß Festsetzungen mit einer 
Dachbegrünung zu versehen. 
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Erneuerbare Energien 

Die Anregung wird berücksichtigt. 
Die geplanten Flachdächer eignen sich grundsätzlich für die Errichtung von 

Photovoltaikanlagen. Das detaillierte Energiekonzept wird im Zuge des 
Baugenehmigungsverfahrens erarbeitet. PV-Anlagen werden explizit zugelassen. 

 
 
A 1.5) LVR-Amt für Bodendenkmalpflege, Denkmalschutz/Praktische, 

Bodendenkmalpflege, Endenicher Str. 133, 53115 Bonn 
hier: Schreiben vom 16.11.2021 

 

 

 
 
Beschlussentwurf zu A 1.5: 

 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 16.11.2021 

eingegangene Stellungnahme A 1.5 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. Im Bebauungsplan wird ein Hinweis zum 

Vorgehen bei archäologischen Funden und Befunden aufgenommen. 
 

A 1.6) Evangelische Kirchengemeinde Troisdorf, Bonhoefferstraße 6, 53840  
Troisdorf 
hier: Schreiben vom 11.11.2021 

 

 
 
Beschlussentwurf zu A 1.6: 

 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 11.11.2021 

eingegangene Stellungnahme A 1.6 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

Das geplante Mehrfamilienhaus bzw. die dazugehörigen Stellplätze sollen für den 
Pkw-Verkehr ausschließlich über die Nahestraße erschlossen werden. Eine 

Anbindung an die Bonhoefferstraße soll lediglich für den Fuß- und Radverkehr 
ermöglicht werden. Der Bebauungsplan setzt den südlichen Teil des bestehenden 
Weges entsprechend als öffentlichen Fuß- und Radweg fest. 
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Die Abfallentsorgung soll über die Nahestraße erfolgen. Dazu ist im 
Einmündungsbereich der Stichstraße ein Abfallsammelplatz geplant, der im 
Bebauungsplan entsprechend festgesetzt wird. 

 
A 1.7) Abwasserbetrieb Troisdorf AöR, Postfach 1705, 53827 Troisdorf 

hier: Schreiben vom 20.10.2021 
 

 
 
Beschlussentwurf zu A 1.7: 

 

Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 20.10.2021 
eingegangene Stellungnahme A 1.7 wie folgt zu entscheiden: 
 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt.  
In einem Baugrundgutachten wurde ab einer Tiefe von ca. 2,0 m Kiessand der 

Niederterrasse festgestellt, was sich für eine Versickerung grundsätzlich eignet. 
Daher wird empfohlen, wenn wirtschaftlich darstellbar, dass auf den Dachflächen und 
sonstigen versiegelten Flächen anfallende Niederschlagswasser nach Möglichkeit 

auf dem Grundstück zur Versickerung zu bringen oder verzögert einzuleiten. 
Das Gebäude wird mit einer Dachbegrünung vorgesehen. Dies hat positive 

Auswirkungen auf die Rückhaltung von Niederschlagswasser und der Vermeidung 
von Abflussspitzen. 
Ein Verweis auf § 44 LWG wird aufgenommen. 

 
A 1.8) Bezirksregierung Düsseldorf, Postfach 300865, 40408 Düsseldorf 

hier: Schreiben vom 26.10.2021  

 

 
 



Seite - 9 - 

Beschlussentwurf zu A 1.8: 

 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 20.10.2021 

eingegangene Stellungnahme A 1.8 wie folgt zu entscheiden: 
 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
Im Bebauungsplan wird ein entsprechender Hinweis aufgenommen. 
 

 

A 2) Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 
Der Rat der Stadt Troisdorf nimmt davon Kenntnis, dass im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung der Öffentlichkeit an der Planung keine Stellungnahmen vorgebracht 
worden sind. 

 
 

B) Beteiligung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB (Offenlage) 
 

B 1) Stellungnahmen Behörden und Träger öffentlicher Belange 
Der Rat der Stadt Troisdorf nimmt davon Kenntnis, dass während der Offenlage des 
Planentwurfes die nachfolgenden Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange eine Stellungnahme abgegeben haben, über die zu entscheiden ist. 
 
 

B 1.1) Stadtwerke Troisdorf, Poststr. 105, 53840 Troisdorf 
hier: Schreiben vom 05.05.2022 

 

 
 
Beschlussentwurf zu B 1.1: 

 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 05.05.2022 

eingegangene Stellungnahme B 1.1 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

Eine Berücksichtigung ist nicht notwendig, da die Versorgungsleitungen 
ausschließlich innerhalb der bestehenden Stichstraße liegen. Diese ist im 

Bebauungsplan als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt wird. Die zusätzliche 
Eintragung von Geh-, Fahr- und Leitungsrechten ist somit nicht erforderlich. 
 

 
B 1.2) Abwasserbetrieb Troisdorf, Poststraße 105, 53840 Troisdorf 

hier: Schreiben vom 05.05.2022 
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Beschlussentwurf zu B 1.2: 

 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 05.05.2022 

eingegangene Stellungnahme B 1.2 wie folgt zu entscheiden: 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

B 1.3) Rhein-Sieg-Kreis/ Frau Steeger, Kaiser-Wilhelm-Platz 1, 53721 Siegburg 
hier: Schreiben vom 31.05.2022 
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Beschlussentwurf zu B 1.3: 

 

Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 31.05.2022 
eingegangene Stellungnahme B 1.3 wie folgt zu entscheiden: 

 



Seite - 13 - 

 
Überschwemmungsgebiet / Hochwasserrisiko 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 

Die Lage in den Hochwasserrisikogebieten der Sieg und des Rheins sowie der 
Verweis auf die Hochwassergefahren- und Hochwasserrisikokarten unter 

www.flussgebiete.nrw.de ist im Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. 6a BauGB vermerkt. 
Aus Gründen des vorbeugenden Hochwasserschutzes werden hochwassersichere 
Bauweisen im Erdgeschoss empfohlen. Ferner wird für Geschossebenen unterhalb 

des Erdgeschosses darauf hingewiesen, dass diese entweder flutungssicher 
verschließbar und statisch auftriebssicher oder in einer für die planmäßige Flutung im 

Hochwasserfall geeigneten Bauausführung hergestellt werden sollten. Die einzelnen 
Maßnahmen sind im Rahmen der Genehmigungsplanungen zu prüfen und 
festzulegen. 
 
Altlasten 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
 
Bei der Baugrunduntersuchung wurde festgestellt, dass unter einer weniger als 1 m 

dicken Auffüllung natürlich gewachsener Schluff (Hochflutablagerungen) folgt. Im 
Ergebnis der abfalltechnischen Untersuchung nach LAGA konnten die vorhandenen 

Böden in die LAGA-Klassen Z0 und Z1.1 eingestuft werden. Z0 Material wäre nach 
den Richtlinien der LAGA für einen uneingeschränkt offenen Einbau und Z1.1 für 
einen eingeschränkt offenen Einbau außerhalb sensibler Flächen geeignet. Mit 

diesen Ergebnissen ist grundsätzlich belegt, dass das untersuchte Material keine 
relevanten Schadstoffbelastungen aufweist und eine Gefährdung für den Menschen 
ausgeschlossen werden kann. 

 
Der Boden wird baubegleitend nach den Vorgaben der novellierten BBodSchV 

untersucht und analysiert. Damit wird sichergestellt und dokumentiert, dass die 
Anforderungen der BBodSchV für die Gefährdungspfade Boden-Mensch und ggf. 
Boden-Pflanze bezogen auf die zulässige Nutzung eingehalten werden. Nach 

Abstimmung zwischen dem Bodengutachter und dem Rhein-Sieg-Kreis sind künftig 
überbaute bzw. versiegelte Flächen sowie Flächen, in denen Bodenmaterial 

entsprechend den Vorsorgewerten und in ausreichender Mächtigkeit gemäß der 
BBodSchV aufgetragen wird (z.B. Mutterboden im Garten) von einer solchen 
Untersuchung ausgenommen. Maßnahmen, die evtl. aufgrund eines festgestellten 

erhöhten Schadstoffgehalts erforderlich werden, wie zusätzlicher Bodenaustausch 
o.ä., werden in Abstimmung mit der Bodenschutzbehörde im Zuge der 

Baumaßnahme umgesetzt. Die Untersuchungen und Maßnahmen werden 
dokumentiert und der Stadt Troisdorf sowie der Bodenschutzbehörde übergeben. Im 
Bebauungsplan wird auf das Erfordernis einer baubegleitenden Bodenuntersuchung 

hingewiesen. 
 

Zudem wird im Bebauungsplan ein Hinweis zur Beachtung der gesetzlichen 
Anforderungen an die Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht gemäß 
BBodSchV (Einhaltung der Vorsorgewerte) aufgenommen. 
 
Natur-, Landschafts- und Artenschutz 

Die Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt. 
 
Die Aussagen zum Rodungsverbot werden in der Begründung korrigiert. Die 
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Einhaltung des Rodungs- und Baubeginnverbots innerhalb der Brutzeiten wird 
vertraglich zwischen dem Vorhabenträger und der Stadt Troisdorf geregelt. Im 
Bebauungsplan wird auf die Verbote hingewiesen. Gemäß der Artenschutzprüfung 

sind jedoch die Rodung von Gehölzen sowie der Beginn der Baumaßnahmen auch 
innerhalb der Brutzeiten zulässig, wenn eine Überprüfung der Bauflächen vor 

Baubeginn auf Brutvorkommen planungsrelevanter Arten erfolgt ist. Werden keine 
Brutvorkommen ermittelt, kann mit den Baumaßnahmen begonnen werden. Sollte 
auf den Bauflächen ein Brutvorkommen ermittelt werden, so kann der Baubeginn erst 

nach der Brutzeit erfolgen. Die Anwendung dieser Ausnahmeregelung wird mit der 
Unteren Naturschutzbehörde des Rhein-Sieg-Kreises im Vorfeld abgestimmt. 

 
Es ist richtig, dass ein Vorkommen des Bluthänflings sowie des Girlitzes im 
Plangebiet nicht gänzlich ausgeschlossen werden kann. Bei einem Rodungs- und 

Baubeginnverbot innerhalb der Brutzeiten kann gemäß den Aussagen aus der 
Artenschutzrechtlichen Prüfung jedoch eine Zerstörung möglicher Brutstätten und 

damit die Tötung von Individuen vermieden werden. Die Individuen beider Arten 
befinden sich dann entweder in den Überwinterungsgebieten oder sie ziehen in 
größeren Individuenverbänden umher. Nach Durchführung der Rodung und Verlust 

von Brutmöglichkeiten bieten die umliegenden Garten- und Parkflächen gleichwertige 
oder sogar besser geeignete Lebensräume, in die der Bluthänfling und der Girlitz 

ausweichen können. Um den Verlust der Lebensstätte dennoch langfristig 
auszugleichen, wird im Bebauungsplan entlang der südlichen Baugebietsgrenze eine 
freiwachsende Hecke aus vorzugsweise bedornten Heckensträuchern festgesetzt. 

Innerhalb der Fläche ist eine mindestens 58,0 m lange, 1,0 m breite und 1,5 m hohe, 
freiwachsende Hecke mit heimischen Laubgehölzarten festgesetzt. Durch die 
Festsetzungen ist die Hecke größer als die in der Artenschutzrechtlichen Prüfung 

empfohlene Flächengröße (30 m²). Laut Aussage des Artenschutzgutachters 
entsprechen die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen der Heckenpflanzung 

den in der Artenschutzrechtlichen Prüfung geforderten Maßnahmen zur Schaffung 
eines Ersatzlebensraums für die Arten Bluthänfling und Girlitz. Damit geht der 
Bebauungsplan in Hinblick auf die beiden planungsrelevanten Arten bereits von 

einem Worst-Case-Szenario aus. Eine Kartierung im Frühjahr wird daher für nicht 
erforderlich gehalten. 

 
Die Artenschutzrechtliche Prüfung wurde nach der Handlungsempfehlung zum 
„Artenschutz in der Bauleitplanung und bei der baurechtlichen Zulassung von 

Vorhaben“ (Gemeinsame Handlungsempfehlung des Ministeriums für Wirtschaft, 
Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr NRW und des Ministeriums für Klimaschutz, 

Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz NRW vom 22.12.2010) 
durchgeführt. Bei den im Text aufgeführten Vermerken auf die VV-Artenschutz 
handelt es sich lediglich um redaktionelle Fehler, die korrigiert werden. 

 
 

B 2) Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 
Der Rat der Stadt Troisdorf nimmt davon Kenntnis, dass während der Offenlage des 

Planentwurfes keine Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit eingegangen sind. 
 
 

II. Satzungsbeschluss 
 

Der Rat nimmt zur Kenntnis, dass der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren 
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ohne Durchführung einer Umweltprüfung geändert worden ist (§ 13a Abs. 2 BauGB). 
Der Rat stellt vor Behandlung der Stellungnahmen fest, dass eine Einzelabstimmung 
über die Beschlussentwürfe beantragt / nicht beantragt wird. (bitte nicht Zutreffendes 

streichen)  
 

Nach Behandlung der Stellungnahmen beschließt der Rat der Stadt Troisdorf den 
Bebauungsplanentwurf T31, 13. Änderung für den Stadtteil Troisdorf- Friedrich-
Wilhelms-Hütte, Bereich zwischen Nahestraße im Übergang zur Bonhoefferstraße 

und Mendener Straße, Ecke Garagenhof Im Grotten entsprechend den vorgenannten 
Einzelbeschlüssen zu ändern. Da von der Planänderung Dritte nicht betroffen sind, 

ist ein ergänzendes Verfahren (erneute Offenlage, eingeschränktes 
Beteiligungsverfahren) nicht erforderlich.  
 

Der Rat beschließt in dieser geänderten Fassung den Bebauungsplan T31, 13. 
Änderung, Stadtteil Friedrich-Wilhelms-Hütte, Bereich zwischen Nahestraße im 

Übergang zur Bonhoefferstraße und Mendener Straße, Ecke Garagenhof Im Grotten 
als Satzung (§ 10 Abs. 1 BauGB). Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches 
ist in der Planzeichnung festgesetzt. Der Rat beschließt ferner die in der DS-Nr. 

2022/0970 enthaltene Begründung des Planes (§ 9 Abs. 8 BauGB), die allen 
Ratsmitgliedern zur Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung und 

Denkmalschutz am 03.11.2022 zugestellt worden ist.  
 
 

Hinweis:  
Der Bebauungsplan hängt in der Ratssitzung mit der Begründung zur Einsichtnahme 
aus. Weitere Exemplare können bei Bedarf jederzeit vor der Sitzung beim 

Stadtplanungsamt angefordert werden. 
  

 
 
 
Auswirkungen auf den Haushalt:  

Finanzielle Auswirkungen: Nein 

 
 
Auswirkungen auf das Klima: 

Klimarelevanz: ja  
 
Die Auswirkungen des Vorhabens auf den Klimaschutz und die Klimaanpassung sind  

X positiv  X negativ  ☐ neutral. 
 

Für das Vorhaben relevante Themengebiete 
Auswirkungen 

positiv negativ neutral 

☐ Planungsvorhaben  X ☐ ☐ 

☐ Städtische Gebäude und Liegenschaften ☐ ☐ ☐ 

☐ Mobilität und Verkehr ☐ ☐ ☐ 

☐ Nachhaltige Verwaltung und Beschaffung ☐ ☐ ☐ 

   
Zusätzliche Beratung im AKU notwendig        X nein 

Erläuterung: Siehe Sachdarstellung   
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Sachdarstellung: 

 

Der Ausschuss für Stadtentwicklung (mit Denkmalpflege) hat in seiner Sitzung am 
03.02.2021 den Beschluss zur Änderung des Bebauungsplanes gefasst und die 
Verwaltung beauftragt, einen Vorentwurf zu erarbeiten und dem Ausschuss für 

Stadtentwicklung vor der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit vorzustellen. 
Am 01.09.2021 wurde im Ausschuss für Stadtentwicklung und Denkmalschutz auf 

Basis des vorgestellten Vorentwurfs der Beschluss zur frühzeitigen Beteiligung der 
Öffentlichkeit und der Behörden gefasst. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden 
und Träger öffentlicher Belange hat vom 18.10.2021 bis einschließlich 16.11.2021 

stattgefunden. Der Beschluss zur öffentlichen Auslegung wurde im Ausschuss für 
Stadtentwicklung und Denkmalschutz am 24.03.2022 gefasst. Die Offenlage erfolgte 

in der Zeit vom 25.04.2022 bis einschließlich 24.06.2022. Die in der Offenlage 
eingegangenen Anregungen und Stellungnahmen sind im Rahmen einer Abwägung 
abschließend zu behandeln, ebenso die in der frühzeitigen Beteiligung 

eingegangenen Stellungnahmen. 
 

Aus der Behandlung der Stellungnahme des Rhein-Sieg-Kreises ergeben sich 
Änderungen und Ergänzungen des offengelegten Entwurfes: 
 

In den textlichen Festsetzungen unter C. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN, 
HINWEISE UND VERMERKE, hier 1. Hochwasserrisikogebiet, wurden Überflutungs-
höhen als Tabelle aufgenommen. 

 
Unter C. 4. Gehölzrodungen und Baubeginn wurde aufgenommen, dass der Beginn 

der Baumaßnahme grundsätzlich in der Zeit zwischen dem 1. März und dem 30. 
September verboten ist. Baufeldräumung, Rodung und Umsetzung des 
Bebauungsplans sind innerhalb dieser Zeiten zulässig, wenn eine Überprüfung der 

Bauflächen des Geltungsbereiches vor Baubeginn auf Brutvorkommen 
planungsrelevanter Arten erfolgt ist. Ausnahmen sind mit der Unteren 

Naturschutzbehörde des Rhein-Sieg-Kreises abzustimmen. 
 
Eine weitere Ergänzung der textlichen Festsetzungen erfolgt unter dem Punkt C. 10. 

Altlasten: Der Boden wird baubegleitend untersucht und analysiert. Die 
Untersuchungen und Maßnahmen werden dokumentiert und der Stadt Troisdorf 

sowie der Bodenschutzbehörde übergeben. 
 
Ferner werden aufgrund der Stellungnahme des Rhein-Sieg-Kreises Anforderungen 

zum Auftrag von Oberboden unter Punkt C. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN, 
HINWEISE UND VERMERKE, Nr. 11. in die textlichen Festsetzungen aufgenommen. 

 
 
Klima-Check 

Die derzeit mindergenutzte Freifläche mit Mietergärten war teilweise mit 
Gartenhäuschen und -lauben bebaut. 

Mit der geplanten Bebauung wird vor allem die Innenentwicklung der 
Außenentwicklung vorgezogen. Durch die Kompaktheit des geplanten Gebäudes und 
der im Verhältnis geringen Gebäudeoberfläche entsteht ein positiver Einfluss auf den 
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Energieverbrauch (Jahresheizwärmebedarf). Des Weiteren ist der Mindeststandard 
der geplanten Bebauung an ein Gebäude im KfW 55-Standard angelehnt. Auch dies 
führt in energetischer Hinsicht u.a. zu einer Reduzierung des Heizenergiebedarfs 

bzw. des Wärmebedarfs. 
 

Durch die offene Bauweise sowie die Ausrichtung der bestehenden 
Mehrfamilienhäuser im direkten Umfeld des Plangebietes bestehen zwischen der 
Bebauung relativ breite, unbebaute Korridore, die zu einer Durchlüftung des 

Wohngebietes führen. Die Neuplanung setzt die bestehende Bebauungsstruktur fort. 
Zur Abpufferung der sommerlichen Hitzewirkung wird eine Dachbegrünung 

festgesetzt. Das Plangebiet weist eine starke thermische Belastung tags auf, ist 
jedoch nicht Bestandteil eines Klimawandelvorsorgebereichs, da es zu einem 
nächtlichen Kaltluftwirkbereich gehört. 

 
Die textlichen Festsetzungen unterbinden die sog. Schottergärten und fordern eine 

extensive Dachbegrünung optional mit Photovoltaikanlagen. Das auf den 
Dachflächen und sonstigen versiegelten Flächen anfallende Niederschlagswasser 
soll nach Möglichkeit auf dem Grundstück zur Versickerung gebracht oder verzögert 

eingeleitet werden. Entlang der südlichen Baugebietsgrenze wird eine mindestens 
1,0 m breite und 1,5 m hohe und mind. 58 m lange, freiwachsende (mind. 30 m²) aus 

vorzugsweise bedornten Heckensträuchern festgesetzt. Die Maßnahmen tragen zu 
einer Minderung der klimatischen Auswirkungen der Neubebauung bei. 
 

Durch die zentrale Lage des Plangebietes ist zudem die fußläufige Versorgung mit 
Waren des kurz- und mittelfristigen Bedarfs (Nahversorgung) gut umsetzbar und 
gleichzeitig befindet sich der Stadtteilpark Friedrich-Wilhelms-Hütte als attraktive 

Naherholungsfläche in unmittelbarer Umgebung. Der verringerte Stellplatzschlüssel 
von 0,5 Stellplätze/Wohneinheit, ein geplantes Car-Sharing-Angebot sowie die gute 

ÖPNV-Anbindung verhindern zusätzliche unnötige Versiegelung des Grundstücks 
und Verkehre. 
 

Die gesamten Gutachten, die bereits in der Offenlage als Druckversion in der 
Einladung vorzufinden waren, werden in diesem Verfahrensschritt nur noch digital 

zur Verfügung gestellt. Zu dieser Vorlage wird nur die nach der Offenlage 
angepasste Stellungnahme zur Baugrunduntersuchung, Ingenieurteam Dr. Hemling, 
Gräfe & Becker Baugrund GmbH, Köln 30.08.2022 und die redaktionell angepasste 

ASP als Druckversion bereitgestellt. 
 

 
 
Im Auftrag 

 
 

 
 

 

Thomas Schirrmacher  

Co-Dezernent - Dez. II 
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